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Jeder Bürger und jede Bürgerin, 
die in Bamberg ein Haus bauen 
wollen oder eine Garage oder 
einen Wintergarten oder ähnli-
ches, müssen dafür eine Bauge-
nehmigung beantragen. Das ko-
stet eine Genehmigungsgebühr, 
die sich nach dem Ausmaß 
des Bauvorhabens richtet. Über 
solche städtischen Gebühren-
rechnungen mag sich mancher 
Häuslabauer ärgern, entkom-
men wird er ihnen nicht.

Aber das muss offenbar nicht 
immer so sein. Wer sich ausrei-
chend große (oder überzogene?) 
Pläne vornimmt, z.B. ein Mul-
tiplex-Kino, kann sich durch-
aus berechtigte Hoffnungen ma-
chen, dass seine Gebühren von 
der Stadtverwaltung in kulanter 

Weise und großzügig ermäßigt 
werden. In diesen Genuss kam 
jedenfalls ein Bamberger Un-
ternehmen, das sich am so-
genannten „Windhundrennen“ 
um das erste Multiplex-Kino in 
Bamberg beteiligte, einen Bau-
antrag einreichte, einen positi-
ven Baubescheid erhielt, dann 
aber doch kalte Füße bekam 
und das Vorhaben abblies.

Gebühren für die Genehmi-
gung und für Befreiungen vom 
Bebauungsplan in Höhe von  
rund 194.000 DM wären fällig 
gewesen. Das war besagtem 
Unternehmer allerdings zu viel. 
Er legte Widerspruch ein – 
und fand Verständnis in der 
Stadtverwaltung. Bereits im Feb-
ruar 2000 wurde ein Teil der 

Gebühren um 25% gesenkt. 
Doch der verhinderte Multi-
plex-Held war noch nicht zu-
frieden, so dass – nach persön-
lichen Verhandlungen mit dem 
OB – die Stadt nun auf weite-
re 75% Zahlungen verzichtete. 
Mit Zustimmung der Stadtrats-
mehrheit (ohne GAL-Stimmen) 
muss der ausgebremste „Wind-
hund“ jetzt nur noch 91.000 
DM statt 193.000 DM zahlen.

Da kann der einfache Häusla-
bauer nur verdattert und neid-
voll mit dem Kopf schütteln. 
Und angesichts der miserablen 
finanziellen Lage der Stadt 
staunt man über solche 
Großzügigkeit.
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Bei „Windhunden“ ist Stadtverwaltung großzügig
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und einfallsreich. Wenn Sie mehr Informationen bekommen wol-
len, schicken/faxen Sie uns diesen Abschnitt oder rufen Sie an.
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Bitte an GAL-Fraktionsbüro, Grüner Markt 7, 96047 Bamberg; Fax 23777.

„ -Bausteine – kleine digitale 
programmierbare Helfer und 
preiswerte Universalgenies“ *

Ab 1942 gab es für OstarbeiterInnen ein besonderes Kennzeichen: 
„Das Kennzeichen besteht aus einem hochstehenden Rechteck 
von 70 mm x 77 mm und zeigt bei 10 mm breiter blau-weißer 
Umrandung auf blauem Grunde in weißer Schrift das Kennwort 
‚Ost‘.“

zu deutschen Frauen stand so-
gar die Todesstrafe.

Auf eine deutliche Distanz zwi-
schen Deutschen und „Fremd-
völkischen“ legten die NS-
Ideologen besonderen Wert, so 
in einem Rundschreiben des 
Reichsführers SS vom Februar 
1942: „Es ist daher erforderlich, 
den deutschen Arbeiter in seiner 
Stellung so hervorzuheben, daß 
er trotz seiner Mitarbeit als Vor-
gesetzter und Aufsichtsperson in 
Erscheinung tritt und bei ihm 
ein Solidaritätsgefühl mit diesen 
Arbeitskräften möglichst nicht 
entstehen kann.“

Abgrenzung sollte auch durch 
Stigmatisierung geschaffen wer-
den: FremdarbeiterInnen aus Po-
len mussten bereits seit 1940 ein 
großes „P“ als Abzeichen an je-
dem Kleidungsstück tragen. So 
bestellte die städtische Auslän-
derpolizei am 14. Mai 1940 
250 Abzeichen für „polnische 
Zivilgefangene“. Ab 1942 wur-
den dann die „Ost“-Kennzei-
chen eingeführt. Sie waren bei 
einer Berliner Fahnenfabrik zu 
beziehen und sollten gegen eine 
Gebühr von 10 RM à 5 Stück 
an die ArbeiterInnen weiterge-
geben werden.

Anweisungen zum 
„Ostarbeitereinsatz“

In den Jahren 1941 bis 1943 
gab es eine Fülle von Erlassen, 
Rundschreiben und Bestimmun-
gen zum „Ostarbeitereinsatz“, 
die von der Berliner SS-Führung 
und Gestapo-Zentrale bei den lo-
kalen Verwaltungen eingingen. 
Hier wurden sie dann zum einen 
über die Ausländerpolizei an die 
betreffenden Betriebe, zum an-
deren aber auch direkt an die-
jenigen städtischen Einrichtun-
gen weitergeleitet, die damals 
ZwangsarbeiterInnen beschäftig-
ten. In Bamberg gingen Ostar-
beiter-Anweisungen in der Regel 
an die Krankenhausverwaltung, 
die Stadtwerke, die Garten- und 
Friedhofsverwaltung, das Tief-
bauamt, die Kraftfahrzeugver-
waltung, die Schlacht- und Vieh-
hof-Direktion, den Hafen- und 
Lagerhausbetrieb. Es ist deshalb 
anzunehmen, dass in all diesen 
städtischen Einrichtungen zu-
mindest zeitweise Zwangsarbei-
terInnen eingesetzt waren.

Für die Berechnung der Löh-
ne gab es exakte Tabellen aus 

Berlin. Ein Lohnbeispiel aus der 
Stadthauptkasse berechnete im 
Vergleich zu einem deutschen 
Arbeiter, der 28,80 RM in einer 
48-Stunden-Woche verdiente, ei-
nen Lohn von 17,85 RM für 
einen Ostarbeiter; für Verpfle-
gung und Unterkunft wurden 
diesem noch 10,50 RM abge-
zogen, auch Sachleistungen wie 
Arbeitskleidung und -schuhe be-
kam er nur gegen Entgelt ge-
stellt.

Ostarbeiterinnen 
in St. Getreu

Für die „wirtschaftlichen Hilfs-
kräfte“ in der Nervenklinik St. 
Getreu – es waren junge Frauen 
– gab es einen deutlich geringe-
ren Wochenlohn, wie eine No-
tiz des Oberbürgermeisters vom 
August 1942 festhält: Ostarbeite-
rinnen über 18 Jahre erhielten als 
Wochenlohn 2,80 bis 4,90 RM, 
junge Mädchen zwischen 16 und 
18 bekamen 2,45 bis 4,55 RM 
und jüngere als 16 Jahren nur 
1,40 bis 3,30 RM. Die „Ostar-
beiterabgabe“, die in der Regel 
vom Arbeitgeber an den Staat 
abzuführen war, betrug in die-
sen Fällen zwischen 1,05 und 
0,70 RM.

Es gab aber auch Prämien für 
Ostarbeiter, die längere Zeit zu-

friedenstellend in einem Betrieb 
beschäftigt waren. So beantrag-
ten im September 1942 die Gas-
werke bei der städtischen Lohn-
stelle die „Beförderung“ eines 
Ostarbeiters von Lohnklasse C 
nach Lohnklasse B, weil dieser 
nun als „Zweiter am Ofen“ ar-
beite.

Aus der wenn auch spärlich 
erhaltenen Korrespondenz der 
Gaswerke mit der Stadtkasse 
lässt sich entnehmen, dass bei-
spielsweise im Juni 1942 zwölf 
Ukrainer eingestellt wurden. Da-
von waren sechs unter zwanzig 
Jahre alt. Alle, so geht aus den 
Akten hervor, wurden „im Werk 
untergebracht“.

Aber nicht nur ausländische 
„Fremdarbeiter“ kamen in städ-
tischen Betrieben zum Arbeits-
einsatz, seit 1940 verpflichtete 
man auch jüdische ortsansässi-
ge Bamberger zum Dienst. Das 
städtische Tiefbauamt meldete 
beispielsweise im Mai 1940 die 
Beschäftigung von „26 Juden“.

Sylvia Schaible

Alle Zitate aus Akten des Stadtar-
chivs Bamberg.
Dank ans Stadtarchiv für die 
Unterstützung bei den Recherchen.

Fortsetzung von Seite 7: Zwangsarbeit in Bamberg

Im Jahr 1128 besuchte Bischof Otto von Bamberg die Ostsee-Insel Usedom. Und seit 1996 
„regiert“ ein Unterfranke den größten Ort der Insel, der zugleich der sonnenreichste ganz 
Deutschlands ist.

Das Ostseebad Zinnowitz heißt alle Franken herzlich willkommen. Anruf genügt!
038377/73200 (Tel.), 038377/73220 (Fax), Ostseebad.Zinnowitz@t-online.de

Anzeige

Jahrelang zieht sich nun die Su-
che nach einem Investor und 
Betreiber für das geplante Ho-
tel an der Konzerthalle schon 
hin. Auch nachdem OB Lauer 
das ganze zur „Chefsache“ er-
klärte, ging nichts voran. Vor 
kurzem zeigte sich ein Hoff-
nungsschimmer am Horizont, 
als sich die renommierte Stei-
genberger Gruppe als Hotelbe-
treiberin für das Projekt interes-
sierte. Aber die Stadt Bamberg 
selbst vermasselte das vielver-
sprechende Vorhaben durch 
unprofessionelle Abmachungen 
und Verhandlungen.

Die Steigenberger Hotelma-
nager nämlich hatten nicht nur 
Interesse am Hotelbetrieb, son-
dern auch an der Gastronomie 

des noch zu sanierenden Zie-
gelbaus. Nicht unverständlich, 
denn es ist branchenbekannt, 
dass Tagungshotels 40% bis 
50% ihrer Umsätze dadurch er-
zielen, dass sie auch die Ta-
gungsräume bewirtschaften. In 
Bamberg aber ist der Zuschlag 
für die künftige Ziegelbau-Gas-
tronomie schon so gut wie ver-
geben. Die Firma Warmuth, die 
bereits die Konzert- und Kon-
gresshalle bewirtschaftet, be-
kam schon vor einiger Zeit 
von der zuständigen Stadthal-
len GmbH eine entsprechende 
Option zugesichert. Eine öffent-
liche Ausschreibung, bei der 
sich auch andere Unternehmen 
hätten bewerben können, hat 
es nie gegeben. Dafür sind 

die „guten Kontakte“ zwischen 
Warmuth und dem ehemaligen 
Wirtschaftsreferenten ein offe-
nes Geheimnis.

Der Aufsichtsrat der Stadthal-
len GmbH (besetzt mit dem 
Oberbürgermeister, drei CSU-
StadträtInnen sowie einem SPD- 
und einem ÜBG-Stadtrat) be-
dauerte es dann aber doch, die 
Hotel-Interessenten so hart ver-
prellt zu haben, weshalb OB 
Lauer beauftragt wurde, nach-
zuverhandeln. Aber die Steigen-
berger Gruppe ist nun dem Ver-
nehmen nach derart verärgert 
über das unprofessionelle Vor-
gehen des Aufsichtsrats, dass 
sie grundsätzlich kein Interesse 
mehr hat.


